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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

— Drucksache 12/6970 Nr. 14 — 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festlegung der höchstzulässigen 
Gewichte und Abmessungen für Straßenfahrzeuge über 3,5 Tonnen 
im innergemeinschaftlichen Verkehr 

— KOM (93) 679 endg. — SYN 486 — 

»Rats-Dok. Nr. 1 1 504/93« 


A. Problem 

Der Richtlinienentwurf strebt an, die höchstzulässigen Abmessun- 
gen und Gewichte der Straßenfahrzeuge im grenzüberschreitenden 
Verkehr als auch im nationalen Binnenverkehr zu harmonisieren. 
Das zulässige Gesamtgewicht für Fahrzeugkombinationen soll von 
40 t auf 44 t angehoben werden. Die Fahrzeugbreiten sollen von 
2,50 m auf 2,55 m ausgedehnt werden. 

B. Lösung 

Der Ausschuß für Verkehr schlägt in einer mehrheitlich angenom- 
menen Beschlußempfehlung vor, die Anhebung des Gesamtge- 
wichts auf 44 t abzulehnen und die Vergrößerung der Fahrzeug- 
breite auf 2,55 m zu unterstützen. Dabei ist im Ausschuß die 
beabsichtigte Anhebung des Gesamtgewichts auf einmütige 
Ablehnung gestoßen. 

C. Alternativen 

Ablehnung der vorgesehenen Vergrößerung der Fahrzeugbreite 
auf 2,55 m zusätzlich zur Ablehnung der Anhebung des Gesamt- 
gewichts. 

D. Kosten 

wurden im Ausschuß nicht erörtert. 



Drucksache 12/7652 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Deutsche Bundestag begrüßt das Vorhaben der Europäischen 
Komnüssion, die für die nationalen Binnenverkehre geltenden 
Abmessungen und Gewichte zu harmonisieren und damit den 
Wettbewerbsbedingungen der Unternehmen im Binnenmarkt 
Rechnung zu tragen. 

Allerdings wird die von der Europäischen Kommission beabsich- 
tigte Anhebung des zulässigen Gesamtgewichts für Fahrzeug- 
kombinationen von derzeit 40 t auf 44 t abgelehnt. 

Die von der Europäischen Kommission vorgesehene Vergrößerung 
der Fahrzeugbreite von 2,50 m auf 2,55 m wird unterstützt. Durch 
diese größere Außenbreite ist ein ausreichendes Innenmaß für 
Paletten und Verpackungsmodule möglich. Das Bundesnüniste- 
rium für Verkehr wird gebeten, dieses Maß — das auch bei den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union nicht streitig ist — alsbald 
vorab im nationalen Bereich einzuführen. 


Bonn, den 20. Mai 1994 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Dr. Rolf Niese 

Vorsitzender Berichterstatter 
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KOß^ISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

K0M(93) 679 endg. - SYN 486 
Brüssel . den 15 Dezember 1993 


Vorschlag für eine 
RICHTLINIE DES RATES 


SDR FBSTLBCtmO DBR HÖCHSTBOIASSIGBH GBHICBTB 
OMD ABKESStmCBN POR STRASSENPAHRZEOCB 

Ober 3,5 tohner im iiimbrcekexnschaptlzchem 

VERKEHR 


(von der Kommission vorgelegt) 
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ZÜSAMMBWFASSÜHG 

Zweck dieser Richtlinie ist die geneinschaftsweite Harmonisierung der 
höchstaulässigen Gewichte und Abmessungen für Straßenfahraeuge und 
Fahr aeugkombinat Ionen • 

Im Hinblick auf den Binnenmarkt sind in dem Vorschlag gemeinschaftsweit 
geltende einheitliche Regeln vorgesehen. 

Durch den Vorschlag soll die Richtlinie 85/3 /BWg(^) über Höchstgewichte und 
-abmessungen im innerstaatlichen Verkehr auf den grenaüberschreitenden 
Verkehr er%#eitert %#erden, wobei vorgeschlagen wird, daß die Änderungen 
soweit wie möglich mit den bestehenden einaelataat liehen Normen, die 
innerhalb der Gemeinschaft sehr unterschiedlich sein können, in 
Einklang stehen. 

Bei dieser Gelegenheit soll gleichseitig der häufig überarbeitete 
Wortlaut der Richtlinie 85/3/EWG kodifiaiert und erneut in einem 
einaigen Text ausammengefaßt werden. 


(1) ABI. Nr. L 2 vom 3.1.1985, S. 14. 
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bkgrOwdüiio 


A. MJxanntmBs 
Pergaltlge haoe 

GMMlMchaftSMlt 9 «ltttfide Höchatgmichte und -abmeasungen für 
Straßenfahrsauga und Fahr sauglcombinat Ionen iirerden durch die 
Richtlinl« 8S/3/KflG d«« lUtas(^) bisher lediglich für den 
grensQbereehreitenden Verkehr festgelegt. Im innerstaatlichen 
Verkehr gelten einselstaatliche Rechtsvorschriften, die sich 
unabhängig voneinander entwickelt haben und sehr unterschiedlich 
eind. 

Swar gelten innerhalb der Geneinschaft einheitliche Regeln für den 
grensttberechreitenden Verkehr, durch die Abschaffung der 
Grenskontrollen seit desi 1. Januar 1993 fehlen allerdings die 
Nittel, die Binhaltung des Systems wirksam zu überwachen. 

Darüber hinaus soll demnächst nach der in der Verordnung (EUG) Nr. 
4059/89 festgelegtan Obergangezeit eine endgültige Regelung für 
die Kabotage im Bereich des Straßenverkehrs in Kraft treten. 
Voraussetsung für deren einwandfreies Funktionieren ist es, daß 
Hettbewerbsverzerrungen aufgrund der Anwndung unter schicKllicher 
gemeinschaftlicher und einzelstaatlicher Vorschriften in bezug auf 
die Gewichte und Abmessungen vermieden vferden. 

B. RBCBTFKRTIOUIIB FPR BIMB AKTION AUF CBMBIHSCHAFTSBBBHB 

X. Subeidierität 

a) Welche Siele werden angesichts der Verpflichtungen der 

Gemeinschaft mit der geplanten Naßnahme verfolgt? 

Die Schaffung eines Binnenmarktes ohne Binnengrenzen innerhalb der 
Gemeinschaft am 1. Januar 1993 hat dazu geführt, daß eine 
Erweiterung der Cemeinschaftsvorschriften über Gewichte und 
Abswssungen von Straßenfahrzeugen für den grenzüberschreitenden 
Verkehr auf dem geeamten innerstaatlichen Verkehr erforderlich 
ist. 

Sudem aiuß die Rechtslage geklärt werden, indem die häufig 
geänderte Richtlinie 85/3 Ober Gewichte und Abmessungen durch 
einen einzigen kodifizierten Text ersetzt wird. 

Die Gemeinschaftsvorschrif ten über Gewichte und Abovessungen müssen 
auf den geeamten innerstaatlichen Verkehr Anwendung finden, damit 
gleiche Wettbewerbsbedingungen geschaffen »»erden. Ferner müssen 
Vorschriften eingeführt »»erden, die die Nöglichkeit der Kabotage 
ohne nationale Behinderungen gewährleisten. 


(1) Suletzt geändert durch die Richtlinie 92/7/BWG des 
Rates. 
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Diese Br%#eiterung des AniMinduiigsbereichs der vorliegenden 
Richtlinie wird suf Beräiche begrenst sein, die für das 
einwandfreie Funktionieren des Binnenmarktes und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen von centraler Bedeutung sind. Dabei handelt 
es sich um Faktoren, die cur Suständigkeit der Kommission gehören, 
und alle höchstsulässigen lÜMessungen und Gesamtgewichte für 
Fahr ceugkooibinat Ionen betreffen« 

Ziel der vorgeschlagenen Richtlinie ist es daher, diesen 
Erfordernissen gerecht cu t#erden* 

b) Ist die Gemeinschaft für die geplante Maßnahme ausschließlich 
suständig oder gsMinsam mit den Mitgliedstaaten? 

Die Aktion fällt unter eine geteilte Zuständigkeit (Artikel 75 
Absatz 1 Buchstabe c des Römischen Vertrags). 

c) Wie%«eit betrifft das Problem die Gemeinschaft (z.B. wieviele 
Mitgliedstaaten sind betroffen und was galt bisher)? 

Die e Inselstaat liehen Rechtsvorschriften für Gewichte und 
Abmessungen weichen derzeit erheblich voneinander ab. 
Beispielsweise gibt es zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
Unterschiede von über 30 % bei dem höchstsulässigen Gewicht der 
größten Sattelschlepper« 

Durch solche Unterschiede wird die Harmonisierung der 
Verkehrsbedingungen ernsthaft beeinträchtigt, insbesondere seit 
die Kontrollmöglichkeiten durch die Abschaffung der 
Grenzkontrollen erheblich reduziert sind« Die Schaffung gleicher 
Bedingungen durch die Harmonisierung der gemeinschaftsweiten 
Vorschriften ist daher die logische Lösung« 

d) Welches ist die wirksamste Lösung, vrenn man die Möglichkeiten der 
Gemeinschaft mit denen der Mitgliedstaaten vergleicht? 

Die wirksamste l^ösung ist die geroeinschaf tsweite Harmonisierung 
der maximalen Gesamtgewichte und Abmessungen, während 
Entscheidungen über technische Merkmale bezüglich der Achslasten 
und der Höchstgewichte einzelner Fahrzeuge den Mitgliedstaaten 
überlassen und an innerstaatliche Bedingungen und Anforderungen 
angepaßt vierden können. 

Bei dieser Er%#eiterung des Geltungsbereichs der Richtlinie müssen 
die verschiedenen Rechtsvorschriften der Hitgliedstaaten für den 
innerstaatlichen Verkehr, soweit diese die in der Gemeinschaft 
übliche Praxis wider spiegeln oder die Anpassung an den technischen 
Fortschritt betreffen, berücksichtigt werden* 

Einige Elemente betreffend bestimmte Fahrzeuge und 
Fahrzeugkombinationen brauchen jedoch aufgrund ihrer begrenzten 
Auswirkungen auf die Wettbevrerbsbedingungen innerhalb des 
Binnenmarktes nicht harmonisiert zu %ierden. 
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Daher wird vorgeachlagen, den technischen Anhang I zu ändern und 
die höchstzulässige Breite der Fahrzeuge für alle Nicht-Isotherm- 
Fahrzeuge auf 2,55 m zu erhöhen (ohne "'f— Toleranz) • Ferner wird 
vorgeschlagen, das höchstzulässige Gesamtgewicht für sechsachsige 
Fahrzeugkombinationen auf 44 Tonnen zu erhöhen, vorausgesetzt, 
diese Fahrzeuge entsprechen den im Anhang II des Vorschlags 
festgelegten Kriterien für straßenschonende Federungen. 

e) Welchen zusätzlichen Nutzen bringt die geplante Maßnahme der 
Gemeinschaft und was wäre der Preis, vrenn sie nicht tätig würde? 

Der Vorschlag hat dreierlei positive Auswirkungen. Erstens werden 
die Möglichkeiten für die Kabotage vereinfacht, ohne 
Wettbewerbs Verzerrungen hervorzurufen und mit einer entsprechenden 
Kostensenkung im Güterverkehr. 

Zvreitens wird der Einsatz umweltfreundlicherer Straßenfahrzeuge 
gefördert, da in dem Vorschlag für die Klassen mit den höchsten 
Gewichten straßenschonende Federuhgen vorgeschrieben werden. 

Drittens wird der Vorschlag dazu führen, daß für die Beförderung 
der gleichen Menge von Gütern weniger Fahrten erforderlich sind, 
da in sieben Mitgliedstaaten das Höchstgewicht erhöht wird. Ein 
solches Ergebnis, das zu %feniger Fahrten führt, wird sich sowohl 
uffiweltpolitisch als auch wirtschaftlich positiv auswirken. Die 
hierdurch erzielten Vorteile %#erden zum Teil durch eine 
Herabsetzung des Höchstgewichts in zwei Mitgliedstaaten und 
niedrigere Grenzwerte bei den Fahrzeugabmessungen ausgeglichen, 
insgesamt wird jedoch erwartet, daß die Auswirkungen 
gemeinschaftsweit positiv sind. 

Ein Nicht tätigwerden im Bereich deir Harmonisierung der 'Gewichte 
und Abmessungen von Kraftfahrzeugen hätte zweierlevi Auswirkungen. 
Erstens wird das fehlende Interesse an der Kabotage fortbestehen, 
wenn %ireiterhin erheblich unterschiiklliche und bruchstückhafte 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften in den einzelnen 
Mitgliedstaaten geduldet %#erden* 

Z%#eitens wird die europäische Lastkraftwagenindustrie bei einer 
fehlenden Harmonisierung der gemeinschaftsweiten Normen sicherlich 
keine mengenmäßigen Rationalisierungseffekte auf weisen können, da 
zur Einhaltung der unterschiedlichen nationalen Normen weiterhin 
unt.erschiedliche Fahrzeuge gebaut werden müssen. 

f) Welche Handlungsmöglichkeiten hat die Gemeinschaft (Empfehlung, 
finanzielle Unterstützung, Rechtsvorschriften, gegenseitige 
Anerkennung. . • ) ? 

Gemäß der bisherigen Rechtssetzungspraxis in diesem Bereich hat 
der Vorschlag die Form einer Richtlinie. 

Neben diesen substanziellen Änderungen wird ferner die Gelegenheit 
ergriffen, diese Rechtsvorschriften in einer einzigen 
übersichtlichen Richtlinie zusammenzuf aasen. 
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Zur Erreichung aee Ziels harmonisierter Gemeinschaftsstandards 
kommen als geeignete Maßnahme weder die finanaielle Unterstütaung 
noch die gegenseitige Anerkennung in Frage. 

g) Ist eine einheitliche Regelung erforderlich oder genügt eine 

Richtlinie, mit allgemeinen Zielen, die von den Mitgliedstaaten 
umausetsen ist? 

Es ist eine detaillierte Richtlinie erforderlich, da die 
technische Harmonisierung der Gewichte und Abmessungen genaue 
Regeln erfordert. 

II. Grunde für die Kodifiaierunq 

Im Zusammenhang mit dem ^'Europa der Bürger* mißt die Kommission 
der Vereinfachung und Klarheit des Gemeinschaftsrechts eine große 
Bedeutung bei, um dieses dem Bürger augänglich und verständlich au 
machen, indem es ihm neue Möglichkeiten bietet und speaifische 
Rechte auerkennt, auf die er sich berufen kann. 

Dieses Ziel kann jedoch nicht erreicht werden, solange es eine zu 
gtoße Zahl von Vorschriften gibt, die, da sie mehrere Male und in 
%#esentlichen Punkten geändert lAirden, aum Teil auf den 
ursprünglichen Rechtsakt und aum Teil auf spätere ändernde 
Rechtsakte verstreut sind. Um die jeiireils geltenden Vorschriften 
ausfindig au machen, muß eine große Zahl von Rechtsakten 
durchgesehen und verglichen %#erden. 

Daher hängen die Klarheit und die Transparenz des 
Gemeinschaftsrechts von der Kodif iaierung einer häufig geänderten 
Regelung ab. 

Die Kommission hat daher mit Beschluß vom-1. April 1987 ihre 
Dienststellen angewiesen, spätestens nach der zehnten Änderung 
eines Rechtsakts eine konstitutive Kodif izierung dieses 
Rechtsaktes voraunehmen. Die Kommission betont, daß es sich dabei 
um eine Mindestregel handelt, denn im Interesse der Klarheit und 
des guten Verständnisses der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 
sollten sich die Dienststellen bemühen, die Texte, für die sie 
verant%#ortlich sind, in kürzeren Abständen zu kodifizieren. 

Der Vorschlag der Kommission für eine Kodif iaierung der Richtlinie 
des Rates faßt die folgenden Richtlinien in einem Text zusammen. 

85/3/EHG des Rates vom 19. Dezember 1984 über die Gewichte, 
Abmessungen und bestimmte andere technische Merkmale 
bestimmter Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs, in der 
geänderten Fassung, 

- 86/364/EIIG des Rates vom 24. Juli 1986 über den Nach%#eis der 

Übereinstimmung von Fahrzeugen mit der Richtlinie 85/3/EWG 
über die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere 
technische Merkmale bestimmter Fahrzeuge des Güterverkehrs. 
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Er wurde im Einklang mit den allgemeinen Grundaätzen, auf die sich 
der Rat, das Parlament und die Kommission 1974 geeinigt haben, 
erstellt. Ziel ist eine konstitutive Kodifisierung, bei der die 
bestehenden Richtlinien durch eine neue Passung ersetzt werden« 

Der Inhalt wird dabei nicht verändert, sondern lediglich mit nur 
formellen Änderungen, die durch den Vorgang selbst erforderlich 
werden, in einem einzigen Text zusammengefaOt. 

Wie bisher setzt sich der vorliegende Text aus den ursprünglichen 
im Amtsblatt veröffentlichten Richtlinien zusammen. Die Verwendung 
von Fotokopien ermöglicht es, etwaige redaktionelle Änderungen^ 
sofort zu erkennen. Zur Erleichterung der Bezugnahme wurde die 
alte Numerierung der Artikel beibehalten und am Rand angegeben, 
während die Artikel selbst die neue Nummer tragen. Eine 
Gegenüberstellung der alten und der neuen Numerierung ist der 
Tabelle im Anhang V zu entnehmen. Zur Beibehaltung der Fristen für 
die Umsetzung aller betroffenen Richtlinien sind die 
Umset Zungstermine der nunmehr aufgehobenen Richtlinien in einem 
neuen Anhang IV, Teil B aufgeführt. 

Aus den Diskussionen der Arbeitsgruppe über die Kodif izierung ging 
hervor, daö der Anhang II der Richtlinie 65/3/EWG angesichts des 
derzeitigen Stands der Richtlinien über die europäische 
Typgenehmigung im Rahmen der Richtlinie 70/156/6WG für vollkommen 
überholt und überflüssig gehalten wird. 

Daher waren alle Sachverständigen der Mitgliedstaaten der Meinung, 
daß der Anhang II (und die Verweisung auf diesen Anhang in Artikel 
4) gestrichen werden sollte, um Mißverständnisse und mögliche 
Konflikte mit internationalen Vereinbarungen zu vermeiden. 

Die in früheren Richtlinien eingeführte Praxis, das Gewicht in 
Tonnen auszudrücken, soll in dieser kodifizierten Richtlinie 
beibehalten werden, obwohl eingeräumt wird, daß in dieser 
Richtlinie das Gewicht in Kilo-Newtons ausgedrückt werden sollte, 
da es sich um Kraftmessung handelt« 

Daher bedeutet für die Zwecke dieser Richtlinie das in Tonnen 
ausgedrückte "Gewicht” eigentlich das Gewicht in Tonnen 
Gewichtskraft. 
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C. 


CBLTUIIGSBBRBICH DBS VORSCHLJIOS 

Die Errichtung eines Binnennarktes ohne Grenzen in der 
Gemeinechaft am !• Januar 1993 macht eine Erweiterung der 
Gemeinschaftsregeln über Gewichte und Abmessungen von 
StraBenfahrzeugen auf den innerstaatlichen Verkehr erforderlich. 

Gleichzeitig ist es notwendig, die häufig geänderte Richtlinie 
85/3 über Gewichte und Abmessungen durch einen einzigen 
kodifizierten Text zu ersetzen, um die Rechtslage zu klären. 

Die vorgeschlagene neue Richtlinie soll daher diesen beiden 
Erfordernissen gerecht %#erden. 

Die Gemeinschaftsregeln über Gewichte und Abmessungen müssen auf 
sämtliche innerstaatlichen Verkehre Anwendung finden, um gleiche 
Wettbe%#erbsbedingungen zu schaffen. Es müssen Regeln eingefUhrt 
werden, damit die Kabotage ohne nationale Hemmnisse Erfolgen kann. 

Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften für Gewichte und 
Abmessungen %#eichen zur Zeit erheblich voneinander ab. 
Beispiels%#eise gibt es Unterschiede von über 30 % bei den 
höchstzuläsaigen Gewichten der größten Sattelkraftfahrzeuge. 

Durch solche Unterschiede wird die Harmonisierung der 
Beförderungsbedingungen, besonders seitdem durch die Abschaffung 
der Grenzkontrollen die Kontrollmöglichkeiten erheblich vermindert 
sind, ernsthaft beeinträchtigt. Die logische Lösung ist daher die 
Schaffung einheitlicher Bedingungen durch die geaMiinschafts%#eite 
Harmonisierung der Regeln. 

Diese Erweiterung des Geltungsbereichs der vorliegenden Richtlinie 
beschränkt sich auf Bereiche, die für das einwandfreie 
Funktionieren des Binnenmarktes und gleiche Wettbe%#erbsbedingungen 
von zentraler Bedeutung sind. Diese Faktoren gehören zur 
Zuständigkeit der Kommission und betreffen alle höchstzulässigen 
Abmessungen und höchstzulässigen Gesamtgewichte für 
Fahrzeugkombinationen mit vier, fünf oder sechs Achsen. 

Bei den sonstigen technischen Merkmalen in bezug auf Achslasten 
und Höchstgewichte von einzelnen Fahrzeugen oder anderen 
Fahrzeugkombinationen wird davon ausgegangen, daß sie 
hauptsächlich lokale Bedeutung haben und an lokale Voraussetzungen 
und Anforderungen angepaßt werden können. 

Bei dieser £r%#eiterung des Geltungsbereichs der Richtlinie wird es 
noti^ndig sein, die verschiedenen Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten im Bereich einzelstaatlicher Verkehrs fragen zu 
berücksichtigen, soweit sie die in der Ge^inschaft übliche Praxis 
widerspiegeln oder die Anpassung an den technischen Fortschritt 
betreffen* 
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Daher wird vorge sch lagen, den technischen Anhang I zu ändern, und 
die höchstzulässige Breite für alle Nicht-Isotherm-^Fahrzeuge auf 
2,55 m (ohne Möglichkeit einer -♦--Toleranz) zu erhöhen. Ferner 
wird vorgeschlagen, das höchstzulässige Gesamtgewicht für 
sechsachsige Pahrzeugkombinatiohen auf 44 Tonnen zu erhöhen, 
sofern diese Fahrzeuge den im Anhang II des Vorschlags 
festgelegten Kriterien für straßenschonende Federungen 
entsprechen. 

ln den derzeitigen Rechtsvorschriften wird zwischen dem 
höchstzulässigen Gesamtgewicht von fünf- oder sechsachsigen 
Fahrzeugkombinationen nicht unterschieden, beide sind auf 40 
Tonnen begrenzt. Aufgrund der besseren Lastverteilung werden die 
Straßen durch das sechsachsige Fahrzeug weit weniger geschädigt 
als durch ein fünfachsiges Fahrzeug. Eine Erhöhung des 
höchstzulässigen Gewichts auf 44 Tonnen im Hinblick auf eine 
häufigere Benutzung von sechsachsigen Fahrzeugen läßt sich aus 
technischen Gründen rechtfertigen, da nachgewiesen werden kann, 
daß durch eine solche Fehrzeugkombination weniger Verschleiß und 
Abnutzung verursacht werden als durch eine vierachsige Kombination 
mit 38 Tonnen oder eine fünfachsige Kombination mit 40 Tonnen. 
Dieser neue Grenzwert sollte ferner als Kompromiß zwischen den in 
fünf Mitgliedstaaten bestehenden gesetzlichen Grenzwerten von 44 
Tonnen und darüber für fünf- oder sechsachsige Kombinationen sowie 
den Grenzwerten von 44 Tonnen für kombinierten Verkehr in weiteren 
z%#ei Mitgliedstaaten angesehen werden. 

Es wird eingeräumt, daß die Zulassung von Abmessungen und 
Gesamtgewichten, die über den in der Richtlinie festgelegten 
Höchstwerten liegen, unter bestimmten Voraussetzungen aufgrund des* 
lokalen oder spezialisierten Charakters des betreffenden Verkehrs 
den Grundsätzen des Binnenmarktes und der gleichen 
Wettbewerbsbedingungen nicht entgegensteht. 

Für solche Fälle sind in dem Vorschlag in Artikel 4 Absatz 4 
Ausnahmeregelüngen vorgesehen, unter der Bedingung, daß die 
Kommission und andere Mitgliedstaaten unterrichtet werden, bevor 
irgendwelche Ausnahmeregelüngen gewährt werden. 

Es ist geplant, daß bei solchen Ausnahmeregelungen soweit wie 
möglich geographische Unterschiede im Rahmen des Binnenmarkts 
berücksichtigt werden, und diese auf ganze Industriezweige oder 
Regionen Anwendung finden können, sofern hinreichend nachgewiesen 
werden kann, daß sie den Wettbewerb und die Grundsätze des freien 
Handels nicht beeinträchtigen. 

Damit die Regeln der Kommission gemeinschaftsweit auf die 
Fahrzeugabmessungen Anwendung finden können, ist ein 
haxrmonisiertes Fahrzeug-Meßverfahren erforderlich* Dieses 
Verfahren ist in Artikel 2 der Richtlinie enthalten. 

Die Kommission ist sich ferner im klaren über die erheblichen 
Unterschiede bei einzelstaatlichen Regelungen in bezug auf den 
höchstzulässigen Überhang von Ladungen, die praktisch zu breiteren 
und längeren Fahrzeugen führen (z.B. PKW-Transporter) . 
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Z\m jetzigen Zeitpunkt ist nicht beabsichtigt, diese Regeln zu 
harmonisieren, da die Transportunternehmen ihre 
Verladungsverfahren an örtliche Vorschriften anpaasen können. Es 
wird jedoch untersucht werden, inwieweit diese Unterschiede zu 
Schwierigkeiten für den freien Handel führen könnten, um 
fest zustellen, ob weitere Gemeinschaftsaktionen erforderlich sind. 

Schließlich sollen lokale Genehmigungen für unteilbare Ladungen 
weiterhin der Zuständigkeit regionaler oder nationaler Behörden 
unterstehen, da diese anerkanntermaßen am besten in der Lage sind, 
die Not%irendigkeit für solche Genehmigungen zu beurteilen. Zu einem 
späteren Zeitpunkt wird geprüft werden, ob diese Verfahren noch 
%ieiter angepaßt vierden sollten. 

Der Vorschlag wird eich in dreierlei Hinsicht positiv auswirken. 
Erstens werden die Möglichkeiten der Kabotage vereinfacht, was zu 
einer Kostensenkung im Güterverkehr führen wird. 

Zvreitens wird durch den Vorschlag, der für die höchsten 
Gewichtsklassen straßenschonende Federungen vorschreibt, die 
Benutzung umweltfreundlicherer Straßen fahr zeuge gefördert:. 

Drittens wird die Anhebung des Höchstgewichts in sieben 
Mitgliedstaaten dazu führen, daß für die Beförderung der gleichen 
Menge von Gütern vieniger Fahrten erforderlich sind. Eine solche 
Auswirkung, die zu weniger Fahrten führt, ist sowohl 
umweltpolitisch als auch wirtschaftlich positiv. Die hier 
gewonnenen Vorteile werden teilvreise durch eine Herabsetzung des 
Höchstgewichts in zwei Mitgliedstaaten und niedrigere Grenzwerte 
für Fahrzeugabmessungen auf gewogen, insgesamt wird jedoch 
erwartet, daß die Auswirkungen gemeinschaftsweit positiv sind. 

Ein Nichttätigwerden im Bereich der Harmonisierung von 
Kraftfahrzeuggewichten und -abmessungen wird zweierlei 
Auswirkungen haben. Erstens wird auch weiterhin das Interesse an 
der Kabotage fehlen, da in den einzelnen Mitgliedstaaten äußerst 
unterschiedliche und bruchstückhafte einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften gelten. 

Zweitens wird die europäische Lastkraftwagen industrie bei 
fehlenden harmonisierten gerne inaohaft zweiten Normen nicht in den 
Genuß mengenmäßiger Rationalisierungseffekte kommen, da zur 
Einhaltung der unterschiedlichen einzelstaatlichen Normen auch 
vreiterhin unterschiedliche Fahrzeuge gebaut werden müssen. 

Neben diesen wesentlichen Änderungen wird ferner die Gelegenheit 
ergriffen, die Rechtsvorschriften in einer einzigen 
übersichtlichen Richtlinie zusammenzufassen. 

D. INHALT DBS VORSCHI AGS 


Wie bereits unter A erläutert, umfaßt der Vorschlag sowohl die 
Kodif izierung der bestehenden Richtlinien als auch eine bedeutende 
Erweiterung des Geltungsbereichs. 


12 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/7652 


Die folgenden Artikel oder Abschnitte %#erden geändert oder sind 
neu und bringen im Vergleich sur derzeitigen Lage die folgenden 
Veränderungen t 

ln Artikel 2 wird eine neue zusätzliche Begriffsbestimmung für 
unteilbare Ladungen eingeführt, und die Verwendung der Einheit 
"Tonnen** wird formalisiert. 

Darüber hinaus werden nationale Unterschiede beseitigt, indem für 
die Messung der Gesamtlänge, -breite und -höhe eines Fahrzeugs 
einheitliche ISO-Definitionen festgelegt werden* 

Der frühere dritte Absatz von Artikel 3, durch den einem 
Mitgliedstaat gestattet vrurde, in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassene Fahrzeuge zu verbieten, entfällt* Diese Streichung ist 
für die Beseitigung einzelstaatlicher Schranken, die die Kabotage 
verhindern könnten von entscheidender Bedeutung* 

In Absatz 1 des Artikels 4 wird festgelegt, daß Fahrzeuge die in 
Anhang 1 der Richtlinie festgelegten Abmessungen und 
höchstzulässigen Gewichte nicht überschreiten dürfen. Die 
Höchstgewichte und -abmessungen der iStraßen fahr zeuge in der 
Gemeinschaft %#erden also in diesem Artikel fest gelegt. In Absatz 4 
wird die Möglichkeit für Ausnahme regelungen eingeräumt, sofern der 
Kommission nachgewiesen werden kann, daß sie sich nicht 
nennenswert auf den internationalen Wettbewerb auswirken* Dadurch 
werden Abweichungen für spezifische geographische Bereiche oder 
Industriez%#eige zugelassen* In Absatz 5 wird die Möglichkeit 
eingeräumt, Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die neue 
Technologien einbeziehen, für einen begrenzten Zeitraum 
auszunehmen* 

Ferner ist in Absatz 6 des Artikels 4 eine angemessene 
Übergangszeit vorgesehen, nach der derzeit in Betrieb befindliche 
Fahrzeuge, die den Höchstgewichten oder -abmessungen nicht 
entsprechen, bis zum Jahr 2001 in Betrieb bleiben dürfen. Dieser 
Zeitraum deckt die. durchschnittliche Lebensdauer eines 
Nutz fahr Zeugs ab. 

Im Abschnitt .l*2*b des Anhangs I wird die Höchstbreite von Nicht- 
Isotherm-Fahr zeugen von 2,50 m auf 2,55 m erhöht* Das ist durch 
die größere Verwendung von Paletten innerhalb der Fahrzeuge 
bedingt, die zusätzlichen Laderaum erforderlich macht, um eine 
reibungslose Be- und Entladung zu ermöglichen. 

Der Abschnitt 1*4 des Anhangs I über Wechsel auf bauten wurde 
erweitert, um später eingefügte Absätze, insbesondere 1*3, 1*6, 
1*7, 1*8 und 4*4 abzudecken. 
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Durch die Abschnitte 2.2.1.C und 2*2.2.d des Anhangs 1 wird ein 
größeres Ladegewicht von 44 Tonnen (bisher 40 Tonnen) für 
Fahrseugkosdbinationen mit straßenschonenden Federungen sugelassen. 
Das ist darauf surücksuf Uhren# daß sechsachsige Fahrzeuge mit 44 
Tonnen und mit straßenschonenden Federungen in bezug auf die 
Umwelt nachMislich gleich%#ertig oder besser sind als die 
bestehenden fünfachsigen Fahrzeuge mit 40 Tonnen. Durch die 
Anhebung des Gewichts wird es ferner möglich, daß mit wniger 
Fahrzeugen die gleiche Last befördert werden kann# was 
entsprechende wirtschaftliche und umweltpolitische Vorteile hat. 

Die folgenden Artikel oder Anhänge sind neu# betreffen jedoch 
lediglich die Rodifizierung des Textes: 

- Durch Artikel 9 wird die alte Richtlinie aufgehoben. 

- In Anhang IV %ierden die aufgehobenen und die noch geltenden 
Richtlinien auf geführt. 

- Anhang V. enthält eine Gegenüberstellung der neuen Richtlinie 
und der entsprechenden Texte vor der Rodifizierung. 
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Vorschlag für ein« Richtlinie 

des Rates 

vom ••• 

sur restlegung der höchst sulässigen Gewichte und 
Absiessungen für Straßen fahr zeuge 
über 3,S Tonnen im innergemeinschaftlichen Verkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

In Zusammenarbeit mit dem Europäischen ParlamentB( ^ , 

nach Stellungnahme des Hirtschafts- und tfozialausschuesesf^) , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie 85/3/EHG(^) über die Gewichte, Abmessungen und bestimmte 
andere technische Merkoiale bestimmter Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs 
%nirde, wie im Anhang I ausführlich dargelegt, wiederholt und in 
%#esentlichen Punkten geändert. Aus Gründen der Klarheit empfiehlt es 
sich daher, sie zusamsien mit der Richtlinie Nr. 86/364/EWG des Rates in 
einem einzigen Text zu kodifizieren. 

Die Untornchicdc zwiochon den gegenwärtig in den Mi tgl iedotaaten für 
Gewichte und Abmessungen von Nutzkraftfahrzeugen geltenden Vorschriften 
wirken sich nachteilig auf die Wettbewerbsbedingungen aus und erschweren 
den Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten. 


( 1 ) 

< 2 ) 

(3) Zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/7/EWG des Rates. 
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Nach dan Subaidiaritätaprinaip aind auf OaMinachaftaebana Maßnahman au 
argraifan, um aolcha Hlndarniaaa gamainachaftaiirait au baaaitigan. 

Im Rahman der gameinaaman Varkahrapolitik aind dahar einheitliche 
Vorachriften für Gewichte, Abmeaaungen und beatimmte andere Merkmale 
beatimmter Fahraeuge faatgelegt worden, damit dieae Pahraaug im Verkehr 
awiachen den Mitgliedataaten baaaar aingeaatat %#erden können« 

Dieae Vorachriften vrerdan ao%iiohl dem rationellen und wirtachaft liehen 
Einaata dieaer Nu takraft fahraeuge ala auch den Erforderniaaen der 
Unterhaltung dea Straßennetaaa und der Verkahraaicherheit gerecht« 

Um au gewähr leiaten, daß diese Richtlinie in beaug auf 
Sondergenehmigungen für Fahraeuge oder Fahr aeugkombinat Ionen mit 
unteilbaren Ladungen einheitlich angewandt wird, iat ea erforderlich, 
dieaen Begriff einauf Uhren« 

Da die Tonne ala Maßeinheit für das Fahraeuggewicht allgemein verwendet 
und verstanden wird, wird dieae Einheit auch in dieaer Richtlinie 
angevrendet, obwohl eingeräumt wird, daß die formale Gewichtaeinheit das 
Ne%#ton ist« 

Im Hinblick auf die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktea 
der Gemeinschaft sollte der Geltungsbereich dieser Richtlinie auf den 
innerstaatlichen Verkehr ausgedehnt %#erden, soweit Merkmale betroffen 
aind, die die Wettbe%#erbsbedingungen im Verkehr abereich maßgeblich 
berühren, insbesondere die höchst au lässigen Abmessungen von Fahraeugen 
und Fahr aeugkombinat Ionen urid das Gesamtgewicht von Kombinationen mit 
vier, fünf oder sechs Achsen« 

Was die anderen Gewicht amerkmale angeht, dürfen die Mitgliedstaaten auf 
ihrem Hoheitsgebiet nur für Fahrzeuge, die im innerstaatlichen Verkehr 
eingesetzt %ierden, höhere Gewichte aulaaaen, ala die in dieser 
Richtlinie vorgeachriebenen« 
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Bei dar höchst suläa eigen Kehr seugbr eite von 2,S in bleibt mitunter nicht 
genügend Freiraum für eine effiziente Beladung mit Paletten, was dazu 
geführt hat, daß in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für den 
innerstaatlichen Verkehr verschiedentlich zusätzliche Toleranzen gelten* 
Daher ist eine generelle Anpassung der derzeitigen Lage erforderlich, um 
klare technische Anforderungen zu schaffen, wobei die Aspekte der 
Verkehrssicherheit dießer Merkmale berücksichtigt %#erden müssen« 

Um den Einsatz von Verkehrsmitteln zu fördern, die eine relativ geringe 
Abnutzung der Straßen verursachen sowie angesichts der technischen 
Fortschritte der Achsenkonfigurationen ist es geboten das 
höchst zulässige Gesamtgewicht für sechsachsige Fahr zeug kombi na t Ionen 
anzuheben, sofern diese Kombinationen den Kriterien für straßenschonende 
Federungen entsprechen* 

Da bei der Vollendung der Typgenehmigungsrichtlinien für schwere 
Nutzfahrzeuge große Fortschritte erzielt wurden, sollten die 
Vorschriften über die Einhaltung der sonstigen im Anhang II der 
Richtlinie 8S/3/BWG festgelegten Vorschriften über andere Merkmale als 
die Gewichte und Abmessungen gestrichen werden* 

Eine solche Änderung ist auch notwendig, um Regeln zu vermeiden, die im 
Widerspruch zu internationalen Übereinkommen über den Straßenverkehr 
stehen. 

Fahrzeuge zur Beförderung einer unteilbaren Ladung, die die Gewichts«** 
oder ADmessungsmerkmale von Anhang I dieser Richtlinie überschreitet, 
oder Fahrzeuge, die zu einer solchen Beförderung bestimmt sind, brauchen 
eine Sonder fahrgenehmigung, die von einer durch jeden Mitgliedstaat 
benannten zuständigen Behörde ausgestellt wird. 

Abweichende einzelstaatliche Regeln über den Überhang von Ladungen auf 
Fahrzeugen führen nicht notwendigerweise zu größeren 
Wettbewerbs Verzerrungen und sollten daher unbeschadet späterer 
Gemeinschaftsmaßnahmen in diesem Stadium nicht harmonisiert werden* 
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Palls in einem Mitgliedstaat auf einem klar abgegrenzten Sektor des 
Güter- oder Personenverkehrs, der den internationalen Wettbewerb im 
Bereich des Verkehrs nicht maßgeblich beeinträchtigt, Fahrzeuge oder 
Pakrzeugkombinationen eingesetzt werden, deren Abmessungen oder 
Gesamtgewichte die in dieser Richtlinie festgelegten Werte übersteigen, 
sollten nach Unterrichtung der Kommission und der anderen 
Mitgliedstaaten für solche Sektoren Ausnahroaregelungen hinsichtlich der 
Höchstgewichte und -abmessungen gewährt werden. 

Führen technologische Entwicklungen zu Gewichten oder Abmessungen, die 
die Werte dieser Richtlinie überschreiten, sollten nach Unterrichtung 
der Kommission und der anderen Mitgliedstaaten während eines begrenzten 
Versuchszeitraums Ausnahmeregelungen gewährt werden. 

Fahrzeuge, die vor der Anpassung dieser Richtlinie in Betrieb genommen 
wurden und aufgrund früherer unterschiedlicher einzelstaatlicher 
Vorschriften oder Meßverfahren den in dieser Richtlinie festgelegten 
Gewichts* und Abmessungsmerkmalen nicht entsprechen, sollten während 
einer Übergangszeit weiterhin innerhalb des Zulassungsmitgliedstaats 
Beförderungsdienste bereitstellen dürfen. 

Für in einem Mitgliedstaat zugelassene Nutzfahrzeuge dürfen zusätzliche 
technische Anforderungen im Zusammenhang mit den Gewichten und 
Abmessungen gelten* Diese Anforderungen dürfen den Verkehr zwischen 
Nutzfahrzeugen zwischen Mitgliedstaaten nicht erschweren. 

Zur leichteren Überwachung der Übereinstimmung der Fahrzeuge mit den 
Vorschriften dieser Richtlinie muß sichergestellt werden, daß die 
Fahrzeuge mit einem Nachweis dieser Übereinstimmung gekennzeichnet sind. 

Die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der im Anhang IV 
Teil B angegebenen Termine für die Umsetzung in einzelstaatliche 
Rechtsvorschriften und die Anwendung dürfen von dieser Richtlinie nicht 
berührt %ierden * 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel / 

(1) Diese Richtlinie gilt für 


«a) die Abmessungen von StraSenfahrzeugen mit min- 
destens vier Rädern und einer Höchstgeschwindig- 
keit von mehr als 25 km/h 

— des Güterkraftverkehrs mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen, 

— des Personenkraftverkehrs mit mehr als neun 
Sitzplätzen, einschließlich Führersitz;“. 


b) die Gewichte und bestimmte andere technische 
Merkmale der unter Buchstabe a) definierten und 
in Anhang 1 Nummer 2 spezifizienen Fahrzeuge. 

(2) Alle in Anhang 1 angegebenen Weite für die 
Gewichte gelten als Verkehrsnormen und betreffen 
daher die Beladungsbedingungen und nicht die 
Produktionsnormen, die in einer späteren Richtlinie 
festgelegt werden. 


85/ 3/EWG 


89/338/EWG 


85/ 3/EWG 
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Artikel 2 


89/338/EWG 


Im Sinne dieser Richtlinie gilt 9ls 

— «Krahfahrzeug* jedes Fahrzeug mit Amricbsmoior, 
das aus eigener Kraft auf Straßen verkchn; 

— .Anhänger* jedes zum Anhängen an ein Kraftfahr- 
zeug bestimmte Fahrzeug, ausgenommen Sattelan- 
hänger, das aufgrund seiner Bauart und seiner Aus- 
rüstung im Güterverkehr eingesetzt wird; 

— .Sattelanhänger* jedes Fahrzeug, das dazu bestimmt 
ist, an ein Kraftfahrzeug so angekuppelt zu werden, 
daß es teilweise auf diesem aufliegt und daß ein 
wesentlicher Teil seines Gewichts und des Gewichts 
seiner Ladung von diesem getragen wird, und das 
aufgrund seiner Bauart und seiner Ausrüstung im 
Güterverkehr eingesetzt wird; 

— .Fahrzeugkombination* entweder 

— ein Lastzug, bestehend aus einem Kraftfahrzeug 
und einem Anhänger, oder 

^ ein Sattelkraftfahrzcug, bestehend aus einem 
Kraftfahrzeug und einem Sattelanhänger; 

— .dickwandiges Isotherm-Fahrzcug* jedes Fahrzeug, 
dessen feste oder abnehmbare Aufbauten besonders 
für die Beförderung von Gütern in temperaturgeführ- 
tem Zustand entsprechend den-Klassen B, C, E und F 
des Übereinkommens vom 1 . September 1970 über 
internationale Beförderungen leicht verderblicher 
Lebensmittel und über die besonderen Beförderungs- 
mittel, die für diese Beförderungen zu verwenden 
sind ( ATP), ausgerüstet sind und dessen Seirenwände 
einschließlich der Wärmedämmung mindestens ^5 
mm dick sind; 

— .Kraftomnibus* ein Kraftfahrzeug mit mehr als neun 
Sitzplätzen, einschließlich Führersitz, das aufgrund 
seiner Bauart und seiner Ausrüstung dazu bestimmt 
ist, Personen und deren Gepäck zu befördern. Es 
kann eine oder zwei Fahrgastebenen haben und auch 
einen Gepäckanhänger ziehen; 

— «Gelenkbus* ein Kraftomnibus, der sich aus zwei 
starren Teilfahrzeugen zusammensetzt, die durch 
einen Gelcnkabschntn miteinander verbunden sind. 
Bei diesem Fahrzeugtyp besteht eine Vcrbindurig 
zwischen den Fahrgasträumen in den beiden starren 
Teilfahrzeugen. Aufgrund der Gelenkverbindung 
können sich die Fahrgäste zwischen den starren 
Teilfahrzeugen frei bewegen. Die beiden Teilfahrzeu- 
ge können nur in einer Werkstatt miteinander ver- 
bunden bzw. voneinander getrennt werden; 

— «höchstzulässige Abmessungen* die Höchstabmes- 
sungen, die die zuständige Behörde des Staates, in 
dem das Fahrzeug zugelassen oder in Betrieb genom- 
men ist, aufgrund dieser Richtlinie für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr für zulässig erklärt hat; 

— .höchsizulässigcs Gewicht* das Höchstgewicht, zu 
dem die zuständige Behörde des Staates, tn dem das 
Fahrzeug zugclassen oder in Betrieb genommen ist. 
das beladene Fahrzeug aufgrund dieser Richtlinie für 
den grenzüberschreitenden Verkehr zugelassen hat; 

— «höchstzulässige Achslast* das Höchstgewicht auf der 
belasteten Achse oder Achsgruppe, welches die 
zuständige Behörde des Staates, in dem das Fahrzeug 
zugclassen oder in Betrieb genommen ist, aufgrund 
dieser Richtlinie für den grenzüberschrcilcndcn Ver- 
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> *'Unt«ilb«re Ladung* «in« Ladung, dia für di« Zweck« der 
Beförderung auf der StraBe nicht ohne unverhältnisoüUlig hohe Kosten oder 
Schadensr leihen in swei oder sMtir Binselladungen geteilt ««erden kann und 
die aufgrund ihrer AbMessungen oder Massen nicht von «ine« 

Kraft fahrseug, hnhlnger, StraOensug oder Gelenkfahrzeug, das in jeder 
Hinsicht den Vorschriften dieser Richtlinie entspricht, befördert ««erden 
kann; 


- di« Binheit "Tonne* das von der Masse einer Tonne aufgebrachte 
Ge««icht, das 9,8 Kilo-H«««tons <lcN) entspricht; 

• alle isi Anhang Z festgelegten höchstsulössigen Aboiessungen sind 
entsprechend Anhang I der Richtlinie 70/1S6/BHG, zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 92/S3/BtlG, zu sMSsen. 
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Aiitlsrt I 

(I) Die Mil^licdsuaicfi diiifen iin grcnziilicrschrct 
lenden Verkehr in ihrem Gebiet den Einsatz von 
Fahrzeugen, die in einem der Mitgliedsiaaien Zuge- 
lassen oder in Betrieb genommen sind, nicht aus 
Giiinden, die die (»rwuliic iind Abmessungen 
iielieffrii, vriweigriii cnI«*! v«*il»ieieii, wenn dii*S(* l*alti 
/eii|^' mit den in Anlmiig I levigeleglrii t •ieii/w«*ift*ii 

lilM'ieiiiMlIililieii 

Dl«**, gilt ainli dann, wenn 

a) die lietielleiKlen ralii/engc* m iNViig .*nil iM'Mininiie. 
in Anhang I in« In aidgelidiiie (iewitliis und 
AliniesMingMiierkinaIr iii« In «h*ii Aiih»Ml«*iiiiigen 
«lieses .Mitgliedslaais «*iii't|»i<*t lien , 

b) «he zuständige lielionle «!«*% MilgiieilMaals. in 4le«n 
die Fahrzeuge zugi*la%*a*ii lizw tu lieineh 
genommen sind. Iifilieir <»ieii/w«*ite al*. «Ii«* in 
Anhang I (t*Mgeh*gien /iige|ass<*n hat 

{i) Von der Vofsciiiill in Altsai/ I ISiKiiMalie a) wii«l 
fedoch nicht das Kr«lit iler Miiglicdstaateii lieriilirt. 
unter entsprechender Drachiiing «ler gcmeiiisc hall 
liehen Rcchcsvocschrilten vurzuschreiben, daß die in 
ihrem Gebiet zugelasscnen oder in Betrieb genom* 
menen Fahrzeuge in Anhang I nicht aufgefuhne 
Gewichts- und Abmcrssiingsmericmale aufweisen 
iiiiisseii. die den inii«*isiaallM heii Aiiloi«lertfngeit 
eiibprcchen. 


3/EWG 
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Artikel 4 


1. Die Mitgliedetaaten dürfen den normalen Verkehr von Fahrzeugen 
öder Fahrzeugkombinationen, die den Merkmalen der Punkte 1, 2.2 
und 4.4 von Anhang I nicht entaprechen, auf ihrem Hoheitsgebiet 
nicht zulaseen. 

2. Die Mitgliedetaaten dürfen auf ihrem Hoheitsgebiet den Verkehr von 
Fahrzeugen oder Fahrzeugkombinationen zulaseen, die den unter den 
Punkten 2.1, 2.3, 2.4, 3, 4.1, 4.2 und 4.3 des Anhangs I 
festgelegten Merkmalen nicht entsprechen. 

3. Fahrzeuge oder Pahrzeugkombinationen, die diese Höchstwerte 
überschreiten, dürfen nur mit Sondergenehmigungen für den Verkehr 
zugelassen %#erden, die von zuständigen Behörden ohne 
Diskriminierung ausgestellt werden, wenn diese Fahrzeuge oder 
Fahrzeugkombinationen unteilbare Ladungen befördern oder für deren 
Beförderung bestimmt sind. 

4. Die Mitgliedstaaten dürfen zulassen, daß Fahrzeuge oder 
Pahrzeugkombinationen auf ihrem Hoheitsgebiet verkehren, die für 
den Güter- oder Personenverkehr benutzt und in bestimmten 
Verkehrsbereichen eingesetzt werden, die den internationalen 
Wettoewerb im Ber«^ich des Verkehrs nicht maßgeblich 
beeinträchtigen, und die Abmessungen oder Gewichten aufweisen, die 
die Werte der Punkte 1, 2.2 und 4.4 des Anhangs 1 übersteigen. Sie 
setzen die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten davon in 
Kenntnis. 

5. Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die auf neuen Technologien 
oder Konzepten beruhen, und eine oder mehrere Anforderungen dieser 
Richtlinie nicht einhalten können, dürfen während eines 
Versuchszeitraums für den Einsatz in bestimmten innerstaatlichen 
Verkehrsbereichen zugelaäsen werden. Die Kommission und die 
anderen Mitgliedstaaten werden darüber unterrichtet. 
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6. Di« Nit9li«d«tMt«fi dftrf«n d«n V«rk«hr von Fahrsougon od«r 

FahrMugkOMbinatien««» di« fttr d«n Gat«r*‘ od«r P«raonanv«rlc«hr 
«ing«o«tat w«rd«n und vor da« 1.1. 9S xugolaasen tnird«n, und deren 
AbaMaaungen und Gewicht« aufgrund früherer abweichender 
eincelataatlicher Vorschriften oder MeAverfahren die Merte der 
Funkte 1, 2.2 und 4.4 dea Anhanga 1 Ubereteigen, auf ihra« 
Hoheitagebiet bia aus 31. D«aaa4>er 2000 oeatatten. 
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Artikel S 

1 . i'iir dir /.wecke des Artikels i f•ellcn Sattel 

kfaftfaliriseuße, die ¥tir dem 1. Januar in Betrieb 
genoniinctt werden und nicht mit den iieuni Best immun 
l>rii iMi li Anli.iii|* 1 Niininicrii I .r» und in kiiiklan); 
Mrlirii, als iitii diesen Bcstiiiiinun|*rn veieiniMi ,, vnfrin 
iliie (•rsaiiitlaii|*r iiirlii mein als IS, SO in l»riia|*t. 


Artikel 4 a 

89/461 /EWG 


? t‘iii die /.wecke des Ailikcis ( )*rlleii I a\i 

/ii|*c\ liefen Krafifalii/eii|» v<it drin II. l)r/eiiilN*i r**M 
Hl Ik'ifirb j*rnomiiien wird und nie In um dc*n li<*Mtiii 
iiiiiiij'rn narli Anliaii|* I Niiininrrn I / und I K iii 
liiiikbiij* slrli«*ii. Iiis /iiin II. l>r/rinlN*i al*. iini 

dN**ti*ii lk”ainniiiin|;rii vririnliai, vilrin ilnr tär*.4iiii 
lan^r ni< lil iiielii als IX.OO in iieira|*i. 


Art ikel 4 b . 
91/ 60/EWG 
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Artikel 6 

(I) Die Mitgliedstutco tfcCCcti «lic eflonScrIkhefi 
lidSfuhmen, um sichcrzustdlen, datt die in Artikel X 

fciMtinicn Pahrzcujie, die mit 
dieser Rfchllinie Obefeiiiscimmcn, mit einem der unier 
den Buchstaben aX b) und c) genannten Nachwette 
uenehen sind : 

a) einer Kombination aus den folgenden beiden Schil- 
dern : 

— dem. .Pabrikschild*. das gemiB der Richtlinie 
76/1 14/EWG erstelli und angebracht wird. 

~ dem dem Anhang H entsprechenden uid gemSss der 
Richtlinie 76/1 1 4/EWG erstellten und ange< 
brachten Abmessungsschild; 

l>) riiirni cin/.igen, gemäß der Kichilinic /6/ll4/liW(t 
rrMrllirii iiii«l atigehrachleit 5i< liild, «las «lir AiigalH*it 
firi l>ridrfi uiilri ÜiK.itsialM* a) griiaiiiilrii .Si liihh'i 
.«■III hall 

.«) fiiteiii rin/igr'fi Ihikiifiirni. «Ims v«»ii «h*i /UMai««li)>rit 
IU-h«»i«lr «lr\ MilgtifilMaai*. aii%g«*MrMl winl. i«i «Irm «l,r. 

I .ahi/riii*. /«•gr|;iV.rti <M|ri m li«*ltirl* 
wiiMlf- I .1 liiliMiiirMi fiiiiß «lif 1*1^1« heil RiiIimI«*m 
iiihI «lie gletcltrii Aiigalieii wir «hr iiiilei Uu«.listal»r . 1 ) 
genannten Schilder aufweisen. Ks muß an einer Im «tir 
Kontrolle leicht zugänglichen und gut gcschiii/ieii 
Stelle miigcfühn werden. 

/. Wenn die Merkmale des Halirzeugs niclii iiirln 
.h‘ii|efttgen entsprechen, die auf «lern Nachweis der UIh-i 
einsiimmung angegeben sind, trifft der Mitgliedsiaal. m 
dem das Fahrzeug zugelasseii ist« die erforderlicliett 
Maßnahmen, um sicherzusiellen. «laß der Nachweis «ler 
I JlKTirinstimmung geänden wiid. 


(1) Die in Absatz 1 gcnannlen Schilder und Doku- 
mente werden uon den Mi^gUcditaaien ab Nachweb fOr 
die Ubeieiiasdminung der Pabrseuge gemifl dieser 

Rkhtltiiic aaetkaiuiL 

(4) Pabrzeuge» die mb einem Nachweb «Ser überein* 
stunmung vctscheti ttiMl, können unienogcn werden : 

— Sckbpfobenkontfoltefi hinsichtlich der genKinsamcn 
Nonnen fOr «Sie Gewichte; 

— Kontrollen hinsichtlich «Ser gcmctnumen Nonnen 
för «Sie Abmessungen tcdt^ich im Falb eines 
Vcfdachts* auf NichtÖbcteinsdmmung mit dieser 
Richtlinie. 


(5) In der miniem Spalte des Nachweises der Über- 
einstimmung himtchtlich «ler Gewichte werden gegebe- 
nenfilb die für das betfeffende Fahrzeug geltenden 
GemcinschaftswefU für die Gewichte aufgefühit. 

Für unter Nummer 1X1 Buchstabe c) des Anhangs I 

genannte Fahrzeuge wird unter 
dem höchsttulftsaigen Gewicht der Pahneugkombination 
•n Klammem die Bintfigung .44 t* hinzugefOgt 

(6) Jeder Hitgliedstaat kann für andere als von 
der Numner 2.2 des Anhangs 1 abgededete 
Fahrzeuge , die in seinem Hoheitsgebiet zugelassen 
sind oder in Betrieb genoninen wurden, beschliessen, 

i^MmudidiciP'lbäa^^ zuUasigen Höchaigc- 

Wichte in «kr Unken Spalte u«kI «Ue icchnbch zuUssigcfi 
Gewichte in «1er rechten Spalte «les Nachweises «br Uber- 
einsiimmung angegeben werden. 


Artikel 1 
8Ö/364/EUS 


Artikel 2 
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Ar tikel 7 


KHliililiHr Sicht dcf An%vcfiiliin|» dci cinschlä* 
ISil^irrin/.rlMMtlichcii Dcstimmiifiiicfi lüi dir BcKtcn- 
/•inf^ des Cirwichts und/odcf dci Al»inrssiin|;cn der 
rahf/rii|;c* miiI lirsitfnnilcn Straßen chIci 
I kaiiteii uiialdiaiigt^ vcmi laiid dci /.iilassiiiii» drrar 
Falii/cii|^ nicht mtgc|;cii. 


Artikel 6 
85/ 3/EWG 
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Artikel ^ 


Artikel ^ )*tlt bis /.iiin il DivriiilKrr 1998 nicht in 
Irland und iiti Vcrcini}»trn K<ini|*iriib, mul /war 

— hinsichtlich der Normen nach Aidiaii}* 1 Nuniineni 
2.2, 2.3.1, 2.3.3, 2.4 und 3.3 2 

iiiii AtiMiahtiie <lcr uniei Niinintri 2.2./ 1 * 011.11111 
ICH Saifrlkraftfalir/.cii|*e, drirn 

i) ( ■csnmtgrwichi 18 I onitrii iiulit tilicrsctifri 
let, 

11 ) < irwK Itt att( |rde Dtril.i« ha< hsr iiiil riiirtit 
A< lisahstaiitl na« li Aiiliaii|; 1 Nufnni«*i i i 
22, S | cHtn(*fi iiulti iiIk'im lirni«!, 

IIIII Ausnaliine «lei mit(‘i den Niiiiimrifi 2.2. I, 
2.2 4, 2.3 und 2.4 };rnanntcii l ahr/eiif'e, deren 
( i(*s:iiiit^ewichi folgende I Ick lisi werte nicht ulu*« 

S< IlKMl«*! . 

1) iS I «tniirii (ui die iifiiei <l«*ii Niiiniii(*rn 2.2 1 
mul 2.2.4 genaiinien l alii/iiigr, 

n) 17 l'onnen fiir dir miiei Niiiitiiiei 2 i 1 
l*r nannten l'ahr/.eii|*,«\ 

in) 30 loiifien fiii «he iniiei Niiiiiiiiei 2 .1 1 
genannten Fahr /enge, vor l>chalihch der Fan 
haltung der unter di«*sri Ntimmer und unter 
Nummer 4..1 lYesc'hrirhenrii liedingungen , 

iv) 27 ’lonncn fiii die nnier Nitinniet 2.4 
genannten Fahrzeuge; 

liitiMi hilich «Icr N«>rm nach Anhang I Nummer 3.4, 
nur Ausnahme der in Anhang I unter den Nuntnicrn 
2.2, 2.3 tiiui 2.4 gctiafinten Fahr/eugen, deren 
< •f'WK ht auf der Antrtehsa« hv* 10, S roiinrn nicht 
IiIh'IN« IlKMtCl. 


> Artikel 8 
89/ 460/ EWG 
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jUrttkal 9 


Di« la Anhang IV, T«il A auf geführten Richtlinien vieeden hiermit 
unbeachadet der Verpflichtungen der Mitgliedataaten hinsichtlich der im 
Anhang XV, Teil B auf geführten Umsetsungsterain« aufgehoben. 

Besugnahmen auf die aufgehobenen Richtlinien sind als Bezugnahmen auf 
dies« Richtlinie auszulegen und sind entsprechend der im Anhang V 
enthaltenen Obereinstiamungstabelle zu verstehen. 
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Artlk»! 10 


1. Oie Nltgliedstaatan ••tsan dla nachts- und 
Varwsltungavocachriftan, dia arCordarlieh sind, ua diaaar 
Rieht linia nachsukooawn, vor da« 1. Januar i99S in Kraft. Sia 
aatsan dia KoBaission unvarsttglieh davon in Kanntnia. 

wann dia Mitgliadstaatan dia Voraehriftan nach hbaats 1 arlaaaan, 
nahaen sia in diaaan Voraehriftan aalbat odar durch ainan Hinweis 
bei der aatliehan Varöf fantiiehung auf diese Richtlinie Basug. Oia 
Mitgliadataatan regeln dia Binsalhaitan dieser Basugnahaa. 

2. Dia Mitgliadataatan tailan dar Xeaaission den Mortlaut dar 
wichtigsten innerstaatlichen Rachtsvoraehriftan sU.t, dia sia auf 
daa unter diese Richtlinie fallenden Oabiat erlassen. 
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Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Ratei 
Der Präsident 


Artikel 9 
85/ 3/EWG 
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ANHANG t 

HOCHSTZULÄSSIGE GEWICHTE UND ABMESSUNGEN SOWIE DAMIT ZUSAM- 
MENHÄNGENDE MEKKMALE DER FAHRZEUGE 

I. HEchstzuUssigc Abmettimgca lOr 4ic im AvtHccI I AbcMs 1 Buchstabe a) genannten 
Fahrzeuge 


1.1. Gföfice Lingt : 


— Kraftfahrzeug 

I2JOO m 

— Anhänger 

I2j00 m 

— Sactelknhfahczeug 

Id^ m 

— Lasuug 

1145 m 

— Gelenkbus 

ItfiO m 

IJ. Gtöfite Bteite: 

a) alle Fahneuge 

2,55 • 

W Kflhlaufbauten von dickwandigen 

Isothenn-FahReugen 

2,60 m . 




85/3/06 


91/6Q/BC 


88/218/06 


1 3. Gr66tc Höhe (alle Fahrzeuge) '’OCi m 

1-4. Die unter den Nummern l.i. 1.2, «••• genaonien Wene umfassen auch die Wechsebuf 

bauten und genormte Frachtstücke, wie zum Beispiel Comainer. 

1.5. Jedes Kraftfahrzeug und ^ede Fahrzeugkombination im Fahrzustand müssen sich in emei 
Kreisringfläche mit einem Auüenradius von 12.50 m und einem Innenradius von 5.U) «n 
bewegen können. 


85/3/06 


/ 


1 .6. Größter Absfand zurischen der Achse des Sattel* 
Zapfens und der hinteren Begrenzung des Sattel- 
anhängers 12,00 m. 


89/461/eU6 


1.7. Parallel zur Längsachse des Lasuugs' 

gemessener größter Abstand 

zwischen dem vordersten iUSSerWI Afftkt der 
Ladefläche hinter dem Fuhrerhaus 
und dem hinceisten BuSSOfOn Afrfct d gf 
Anhängers der Fahrzeugkombtna- 
tion. abzüglich des Abstands 
zwischen der hinteren Begrenzung 
des Kraftfahrzeugs und der vorderen 
Begrenzung des Anhängers : ,1 5.65 m 

1.8. Parallel zur Längsachse des Lastzugs 

gemessener größter Absund 

zwischen dem vordersten lusseren Ajhkt der 
Ladefläche hinter dem Föhrerhaus 

und dem hintersten lusSOren Afdct dSS 
Anhängers der Fahrzeugkombina- 
tion : I6j00 m . 


91/6Q/06 
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2 

Höchstzuttssiges Gewicht der Fahrzeuge (in Tonnen) 


21. 

Zm timer gihiftmdi Fahru^ge 


21.1. 

2-«clisige Aohinger 

18 1 

2li 

3-aclisige Anhinger 

24 1 

22. 

Fahnerngk^mhittathtuii 


221. 

5- oder 6-achsige LastaOge 



a) 2-achsiges Kraltfahraeug mit 3- Anhänger 

40 1 


b) 3-achsigcs Kraltbhriciig mit 2- achsigem Anhinger 

40 1 


c) Kraftfalirs^uga - 40 t ... . • 

3*«ehsi9«i Anhänger - 44 ^ , wenn die Antriebsachse mit Doppetberei- 

fung und Luftfederung oder mit einer auf 
Gemetiuchaftsebene als gletchwenig anerkann- 
ten Federung gemäß Anhang U ausgerüstet ist 
oder wenn iede Antriebsachse mit Doppelberei- 
fung ausgerüstet ist und die maximale Achslast 
von 9^ t fc Achse mcht überschritten wird. 


2.2.2. 5- oder 6-acksigc Saiielkrsftfahraeuge 

a) 2«achstgcs KnhUhrac^g mit 3*achsigem SattcUnhinger 40 i 

b) 3-eclisiges Kfaftlahfictig mit 2* oder 3*achsigem SaiieUnhinger 40 i 

c) 5-achsigcs Knftfahcicuig mit 2- oder 3-achsigem Sattelanhiiiger. das im 

kombinieften Verkehr einen ISO^ONiiainer von 40 Fu6 befifdeit 44 t 


d) S-ochsiges ICraftfohraoug 

ult 3->och«igmi SattoloiUiAngor 


— 44 1 , wenn die Antriebsachse mit Doppelberei- 
fung und Luftfederung oder mit einer auf 
Gemeinschaftsebene als gleichwenig anerkann- 
ten Federung gemäß Anhang II ausgerüstet ist 
oder wenn fcde Antriebsachse mit Doppelberei- 
fung ausgerüstet ist und die maximale Achslast 
von 9^ t je Achse nicht überschritten wird. 


2^.3. vierachsige Lasuöge. bestehend aus einem 

iweiachsigen Kraftfahneug und einem 
zwciachMgen Anhinger 3d Tonnen 

2.2.4. vterachsiie Saitclkraftfaliraeuge, beste- 

hend aus einem «w ct a chs igcn Kraftfahr- 
teug und etnem twctadisiien Sattelanhin- 
ger bei einem Radstand (Achubstand)des 
Sanelanhlngers: 

2.2.4.I. von 1.3 m bis 1»S m 36 Tonnen 


2.2.4.2. von mehr als 1,8 m 36 t 

4- 2 1 Gewichtstoleraiu, %venn das hochstzulässige 
Gewicht des Kraftfahrzeugs (18 t) und die höchst- 
zulässige Achslast der Doppelachse des . Sattelao- 
hängers (20 1) eingehalten werden und die Antrieb- 
sachse mit Doppelbereifung und Luftfederung oder 
mit einer auf Gemcinsdiafoebene ab gjdchwenig 
anerkannten F^erung gemäß Anhang II ausgerü- 
stet ist. 


8S/3/aJG 


89/33S/BIG 


92/7/BWG 
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. 23 « Kw^ifahruugt 

2J.I. zweiachsig Kraftfahezeuce 18 Tonnen 

2J JL * dftiach^ ICraltfahnei«ge 25 Tonnen 

^ 28 Tonnen, wenn die Antriebsachse mit Doppelberd- 
fung und Luftfederung oder mit einer auf 
Gemeiittchaftsebcnc als gleichwcnig anerkann- 
ten Federung gemäfi Anhang IZausgerustet ist' 
oder wenn jede Antriebsachse mit Doppdberci- 
fung ausgerüstet ist und die maximale Achslast 
von 9,5 t je Achse nicht überschritten wird. 

2«3.3. vierachsige Kraftfahrzeuge mit 2 Lenk* 32 Tonnen, weim die Antriebsachse mit Doppelberei- 

hing und Luftfederung oder mit einer auf 
Gemeinschaftsebene als gleichwertig anerkann- 
ten Federung gemafi Anhang U ausgerüstet ist 
oder wenn jede Antriebsachse mit Doppelberei- 
fung ausgerüstet ist und die maximale Achslast 
von 9,5 t je Achse nicht überschritten wird. 


f89/33B/& 


«2/7/EUS 


2.4, 


dreiachsige Cdenkbusse 


28 Tonnen . 
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3. HöchsciuUssige Achslast für die in Artikel I Absstx 1 Buchstabe b) genannten Fahr- 
senge (in Tonnen) 

3.1. EimtMUuhum 

Etniclaclise ohne Antrieb < 

3X OoppetacluiH von Anhängern und Sattelanhängern 

Die Summe der Achslasten einer Ooppelachse darf bei den nachstehenden Achsabständen 
(■■ d) ien^ils folgende Werte nicht fi^tsteigen : 

3X1. neniger als 1.0 m (d < 1.0) * 

3X2 1.0 m bis weniger als IJ m (1.0 < d < 1,3) * 

3X3 U m bis weniger als 1.8 m (U < d < 1,8) «8 * 

3X4. IJI m oder mehr (1.8 < d) ^0 < 

3J. Oreifeuhoihsen von An^figrnt und Sattelanhängern 

Oie Summe der Achslasten einer Dteifachachse darf bei den nachstehenden Achsabständen 
(-» d) jeweils folgende Werte nicht übersteigen : 

33.1. 13 m oder weniger (d < 13) 

33X über 13 m und bis zu 1.4 m (13 < d < 1.4) 


21 I 
24 I 


> 85/3/BWG 


3.4 . A ntriebtachse 

3.4.1. Aiurtebsachse der Fahrzeuge der Num- 
mem 2.2.1 und 2.2.2 

3.4.2. Antricbiadite der Fahrzeuge der Num> 
mem 2.2.3, 2.2.4, 2.3 und 2.4 


11,5 Tonnen 


] 86/36Q/eUG 


1 1 ,5 Tonnen 


89/33B/eWG 


3.3. Dopgtälachstrt von Kra/t/ahrtevgen 

Die Summe der Achslasten einer Doppel* 
achse darf bet den nachstehenden Radstln* 
den (Achsabständen) ( s d) jeweils folgen* 
de Weite nicht übersteigen: 

3.5.1. weniger als 1,0 m (d < 1,0 m) 11,5 Tonnen 


3.5.2. 1 ,0 m bis weniger als 1 ,3 m 
d.Om < d < 1,3 m) 


16 Tonnen 


J.5.3. 1.3 m bis weniger als 1,8 m 

(1,3 $ d < 1,8) 


— 18 t, 

— 19 t, wenn die Antriebsachse mit Doppelbcrei- 
fung und Luftfederung oder mit einer auf 
Gemcifischaftsebene als gleichwenig anerkann- 
ten Federung gemäß Anhang II ausgerüstet ist 
oder wenn jede Antriebsachse mit Doppelberei- 
fung ausgerüstet ist und die maximale Achslast 
von 9,5 t je Achse nicht überschritten wird. 


92/7/Bte 
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4. Mit den Gewichten und Abmessungen susamtneflihingctidc Merkmsle der in Artikel 
I Abssti 1 Buehstnbe b) gensnnten Fskrseuge 

4.1. AUt Fahrttugf 

Das Gewicht auf der oder den Antriebsachsen eines Fahraeugs oder einer Fahraeugkombina- 
cion darf nicht weniger als 25 % des aulissigen Gesamtgewichts des Fahraeugs oder der Fahr- 
aeugkombination betragen« wenn es im grenauberschreiienden Verkehr eingesetat wird. 

4.2. Lastzüge 

Der Absund zwuchen der letalen Achse eines Kraftfahraeugs und der eisten Achse eines 
Anhängers beträgt mindestens 3X10 m. 


8S/3/B6 


4 . 3 . Höchstzulissiges Gewicht je nach Rad^ 
stand (Achsabstand) 

Das köchstzttlisstge Gewicht (in Tonnen > 
eines vierachsigen Kraftfahrzeugs darf das 
Fünffache des Abstands (in Metern) awt* 
sehen den Mitten der vordersten und der 
letzten Achse nicht uberschietten. 

4 . 4 . Sattelanhänger 

Die horizontal gemessene Entfernung zairischen 
der Achse des Sattelzapfens und irgendeinem 
Punkt des Kopfes des Sattelanhängers darf nicht 
mehr als 2«04 m betragen. 




189/461/8« 
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ANHANG 
ANHANG « 

BECHNCUNCEN FÜR DIE CLEICHWERTIGKEIT VON LUFTFEDERUNGEN UND BESTIMMTEN 
ANDEREN FEDERUNGSSYSTEMEN AN DER (DEN) ANTRIEBSACHSE(N) DES FAHRZEUGS 

1. DEFINITION DER LUFTFEDERUNG 

Eia Fcdeninss$ys(cai gilt als lufigefcdcft, wenn die Federwirkung lu mindestens 75% durch 
pncumattschc Vorrichningcn erzeugt wird. 

2. GLEICHWERTIGKEIT MIT DER LUFTFEDERUNG 

Ein Fcdcrungssysfcm wird als der Luftfederung gleichwertig anerkannt, wenn es folgende Vorausset* 
Zungen erfüllt: 

2.1. Wihrend des kurzzeitigen freien niederfrequenten vertikalen Sckwtngungsvorgangs der gefederten 
Masse senkrecht über der Antriebsachse oder einer Achsgruppe dürfen die gemessene Frequenz und 
Dümpfung'der Federung unter Hüchstlast die unter den Nummern 2.2 bis 2. 5 festgdegeen Grenzwene 
nicht überschreiten. 

2.2. Jede Achse mufi mit hydraulischen Dampfern ausgerüstet sein. Bei Doppelachscn müssen die 
hydraulischen Dampfer so angebracht sein, daS die Schwingung der Achsgruppe auf ein Mindestmaß 
reduzien wird. 

2.2. Das mittlere Dampfungsverhiltnis D muß über 20% der krimdien Dämpfung der Federung im 
Nonnalzusund, d. h. mit funktionstüchtigen hydraulischen Dimpfem, betragen. 

2.4. Wenn alle hydraulischen Dämpfer entfernt oder außer Funktion gesetzt sind, darf das Dämpfiings> 
Verhältnis der Federung nicht mehr als 50% des micilercn Dämpfisngsverhälmisses D betr a gen. 

2.5. Die Frequenz der gefederten Masse über der Antriebsachse oder der Achsgruppe während eines 
kurzzeitigen freien vertikalen Schwingungsvorgangs darf 2,0 Hz nicht überschreiten. 

2.6. Unter Nummer 3 werden die Frequenz uncTdie Dämpfung der Federung definiert. Unter Nummer 4 
werden die Prüfverfahren zur Ermitdung der Frequenz- und der Dämpfimgswenc beschrieben. 

3. DEFINITION VON FREQUENZ UND DAMÜFUNC 

ln dieser* Defrnition wird von einer gefedenen Masse M (kg) über einer Antriebsachse oder einer 
Achsgruppe ausgegangen. Die Achse oder die Ac hsgru ppe hat einen vertikalen Gesamtdiuck zwischen 
Smßcnoberiläche und gefederw Masse von K Newion/Meeer (N/m) uird einen Gesamtdimpfungs- 
koeffizienten von C Newton pro Meter und Sekunde (N/ms). Z ist der Weg der gefedenen Masse in 
vertikaler Richtung. Die Bewegungsgicichung lur die freie Schwingung der gefednten Masse 
tautet: 

d’Z dZ 

M 4 C 4 KZ a 0 

dt< dt 

Die Frequenz der Schwingung der gefederten Masse F rad/s ist: 



Die Dämpfung ist kritisch, wenn C = Co ist, wobei 

Co = 2 /km 

ist. 

Das Dämpfungsverhälenis als Bruchteil des kritischen Wencs ist C/Co. 

Die kurzzeitige freie vertikale Schwingung der gefederten Masse ergibt die in Abbildung 2 dargestettte 
gedampfte Sinuskurve. Die Frequenz läßt sich durch Messung der für sämtliche zu beobachtenden 
Schwtngunguyklen bendtigeen Tjcit ermitteln. Die Dämpfung wird durch Messung der aufeiaander- 
folgenden Schwingungspeaks, die in derselben Richtung auftreten, ermittelt. Wenn die Amplitudcn- 
peaks des ersten und des zweiten Schwingungszyklus A| und A« stiul, beträgt das Oämpfungsver- 
hälcnis D 
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D « 


C 

Co 


1 



Ai 


A, 


Dabct I« In der njcörlidie Losarithmut des Ampliiudcnvrrhälinisic». 


4. PRÜFVERFAHREN 


Um kn Tete das Dlrapfufifsvcrklltms D, das Dämplungsmliillini^ bei cmfcfiNcn kjfdraylisclicii 
Dlmplm sowie die Frcqueiu F der Fcdcning bes^knmen lu können. nHiH das beladene FabraeuK 
entweder 


a) mk gcrinicr Gesebwindigkeie (5 ± 1 fcm/b) Aber eine Schwelle von HO nun IIAbe mit dem ki 
Abbildung t geleigten ProHl geCabfcn werden; auf Frci|uen< und Dömpbiog in die kuraeekige 
Schwingung tu umersueben« die sich cffibc« nadnlcm die RSder an der Amriebsaebse die Schwelle 
wieder verlassen haben; oder 

b) am Fahrgestell henmterietofen werden« ao daA die Aniriebiachslast das Anderthalblache des 
höchsten statischen WenetbetrigL Danach wird die aal das Fakrteug wirkende Zogkralc plötclicb 
a ulg ehoben und die daraus tesultiefcode Sc h ufingung untersucht; oder 

c) amr«hrgestcllhochtccogenwefdca«todaAdiegeledcfteMessettmtOaimAbcrdieAmriebsachse 
angehoben wird. Danach wird die auldaaFalincug wirkende Zugkraltplöttlich aulgehoben und 
die daraus resukierende Sc h ur ingu ng untcrtucht; oder 

d) anderen Verlabrenumcnogenufcidcn« i ole m ihre dekhurer tig kek vom Hersteller gegenOber der 
xustladigen tcchnisciicn Beböede m li ficdcn a icBend naebgewiesen sru i de. 

Das Fahneug soUte Mdschen Anoicbsadise und Fahtgestell scnkiecbt Aber der Achse mit einem 
Schuringnngischfeiber versehen werden. Anhand der Zeitspanne nvischen der ersten und der eweiten 
Kompctssionsspicte lassen sich cincfidts die Ftequeni F und andciersciis das AmpÜtudenverhaltnb 
und damit dann die DAmplung emdcida« Bd Doppdamricbsachscn ao Bte n Schwingungsschrctbcr 
(Wischen |cder Antriebsachse und dem Fahrgestell senkrecht Aber diesen Achsen angebraebr 
wcrdch. 



AbbiUtmgZ 

Gedlmpite Skiuskurve bd einer kunat tigen Irden Se b wingu n g 
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ANHANG IJJ 


Abmcssungsscliild gemäß Ariikcl £ Absatz 1 Buchstabe a) 


I. Das möglkhsi neben dem in der Ktclitlinic 76/1 genannten Schild angebrachte Abmessungs 

scliild cnchali folgende Angaben 

1. Name des Herstellers (*) ; 

2. Fahrzeug- ldenci(izierungsnummcr(*) ; 

3 Länge (L) des Kraftfahrzeugs, des Anhängers oder des Saiielanhängers . 

4. Breite des Kraftfahrzeugs, des Anhängers rnfer des Sattelanhängers . 

5. Angaben zur Messung der Lange von Fahrzeugkombinatipnen 

Aliscand (a) zwischen der vorderen Krafifahrzeugbegrenzung und dem Mittelpunkt der Ztig\*orrtch- 
lung des Tlugfahrzeugs (Zughaken oder Sattelkupplung) ; bei einer Saiielkiipphing mit tnehierm 
Zugpunkien sind die Mindest* und Höchstwerte (a«ntft und a««««) a’nzugeben : 

^ Abstand (b) zwischen dem Mittelpunkt der TLugvorrichiung des Anhängers (Zugose) hzw 5iatti-lan- 
Kängets (Satielzapfen) und der hinteren Begrenzung des Anhängers bzw. Sattelanhängers . Ixri einer 
Vorrichtung mit mehreren Zugpunkten siiKi die Mindest* und Höchstwerte (l>«mn und hmaJ anzu 
geben. 

Die Länge der Fahrzeugkombinationen ist die Länge, die gemessen wird, wenn da.« Kraftfahrzeug und 
der Anhänger bzw. Sattelanhänger auf einer geraden Linie sielten. 

11. Oie auf dem Nachweis der Übereinstimmung angefühnen Werte müssen den direkt am Fahrzeug vorge* 
nommenen Messungen genau entsprechen. 


86/364/EWG 


(*) Diese Angaben btauchen nicht wiederholt zu werden, wenn das Fahneug mit einem einzigen Schild aus* 
gestactet ist« in dem die Angaben über' Gewichte und Abmessungen zusammengefaßi sind. 
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MBMB lY. ftil A 

InfqdMbeiie Ridttliniei 
(auf die in Artikel 9 Bezug geuonoi uird) 


Riditlinie 85/3/EHG über die Geuichte, Abiessungen und bestiute andere technische Herkiale 
bestinter Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs und deren Änderungen: 

Richtlinie 86/360/EHG 

- Richtlinie 88/218/0)6 

Richtlinie 89/338/Ei)G 

Richtlinie 89/460/EHG 

Richtlinie 89/461/EHG 

Riditlinie 91/60/Ei)G 

Richtlinie 92/7/Eil6 

Riditlinie 86/3M/EHG über den Madweis der Dbereinstiuung von Fahrzeugen nit der Riditlinie 
'85/3/EllG über die Gewichte, Abiessungen und bestiute andere tedinische Merkule bestinter Fahrzeuge 
des Güterkraftverkehrs. 
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»Ichtllnl« 

a$/3/Sfl6 (ABI. Mr. L 

86/360/BIIG (ABI. Mr. 
89/364/81» (ABI. Mr. 
a8/218/XHG (ABI. Mr. 
89/338/BHG (ABI. Mr. 
89/460/BN6 (ABI. Mr. 

89/461/Bfn (ABI. Mr. 
91/60/Bf» (ABI. Mr. 
92/7/BNO (ABI. Mr. L 


AMHAMO IV. T«!! B 

2 vom 3.1.1985, 8. 14) 

I, 217 vom 5.8.1986, S. 19) 
L 221 vom 7.8.1986, S. 48) 
L 98 vom 15.4.1988, S. 48) 
L 142 vom 25.5.1989, 8. 3) 
h 226 vom 3.8.1989, 8. 5) 

L 226 vom 3.8.1969, 8. 7) 
L 37 vom 9.2.1991, 8. 37) 

57 vom 2.3.1992, 8. 29) 


Tormin für dio Omsotrunq 

1. Juli 1986 
1. Januar 1990 
1. Juli 1991 
1. Januar 1992 
1. Januar 1993 


29. Juli 1987 

1. Januar 1989 

1. Januar 1992 

1. Januar 1993/ 
31.12.1992 

1. Januar 1991 

1. Oktobar 1991 

1. Januar 1993 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Rolf Niese 


L Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Festlegung der höchstzulässigen Gewichte und 
Abmessungen für Straßenfahrzeuge über 3,5 1 
im innergemeinschaftlichen Verkehr (Rats-Dok. 
Nr. 11504/93) ist gemäß § 93 der Geschäftsord- 
nung zur Federführung an den Ausschuß für 
Verkehr und zur Mitberatung an den EG -Aus- 
schuß überwiesen worden (Drucksache 12/6970 
Nr. 14 vom 4. März 1994). 

Der mitberatende EG-Ausschuß hat in seiner 
50. Sitzung am 13. April 1994 die Vorlage zur 
Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Richtlinienent- 
wurf in seiner 64. Sitzung am 20. April 1994 bera- 
ten und mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU imd F.D.P. gegen diejenigen der Frak- 
tion der SPD und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
bei Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die oben wiedergegebene Beschluß- 
empfehlung angenommen. 

II. Der Richtlinienentwurf strebt an, die höchstzuläs- 
sigen Abmessungen und Gewichte der Straßen- 
fahrzeuge sowohl im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr innerhalb der EU als auch im nationalen 
Binnenverkehr zu harmonisieren. Das zulässige 
Gesamtgewicht für Fahrzeugkombinationen soll 
von derzeit 40 1 auf 44 1 angehoben und die 
Fahrzeugbreiten von 2,50 m auf 2,55 m emgehoben 
werden. Gleichzeitig soll die in ihrem Wortlaut 
häufig geänderte oder ergänzte Richtlinie 85/3/ 
EWG kodifiziert werden. 

in. Im Ausschuß für Verkehr ist die im Richtlinienent- 
wurf vorgeschlagene Erhöhung des zulässigen 
Gesamtgewichts auf 44 t auf einmütige Ableh- 
nung gestoßen. 

Die Ausschußmehrheit der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. unterstützt die Vergrößenmg der 
Fahrzeugbreite auf 2,55 m als für Verbundlösim- 
gen im kombinierten Verkehr mit Containern und 
Wechselbehältem sinnvollen Schritt. Die größere 
Außenbreite ermögliche ein ausreichendes Innen- 
maß für Paletten und Verpackimgsmodule. 
Bereits jetzt betrage die tatsächliche Fahrzeug- 
breite vielfach in Ausnutzimg von Fertigungstole- 
ranzen 2,52 m bis 2,53 m. Die Befürchtung, daß 
zukünftig über größere Fertigungstoleranzen das 
Maß von 2,55 m überschritten werde, wurde von 
der Ausschußmehrheit nicht geteilt. 

Die Fraktion der SPD hat der im Richtlinienent- 
wurf vorgeschlagenen neuen Fahrzeugbreite wi- 
dersprochen. Das Straßennetz sei auf die jetzige 
Breite ausgerichtet. Werde auf Fertigimgs- 
toleranzen abgestellt, drohe eine Fortsetzung die- 
ses Prozesses mit dem Ergebnis noch größerer 
Fahrzeugbreiten. Eine Erhöhung der Fahrzeug- 


breite würde überdies den Straßengüterverkehr 
attraktiver werden lassen imd damit dem Ziel 
einer Verlagerung von Transporten auf die 
Schiene zuwiderlaufen. 

Die Gruppe der PDS/Linke Liste lehnt aus densel- 
ben Erwägimgen die vorgeschlagenen größeren 
Abmessungen ab. 

Die Fraktion der SPD hat sich im übrigen die 
Stellimgnahme des Bimdesrates vom 18. März 
1994 (BR-Drucksache 86/94 [Beschluß]) inhaltlich 
zu eigen gemacht und in folgender Fassung ein- 
gebracht: 

„Der Bundestag begrüßt das Vorhaben der Kom- 
mission, die für die nationalen Binnenverkehre 
geltenden Regelungen für den Straßengüterver- 
kehr zu harmonisieren und damit den Wettbe- 
werbsbedingungen der Unternehmen und der 
Verkehrssicherheit im Binnenmarkt Rechnung zu 
tragen, der insbesondere durch den Wegfall von 
Grenzkontrollen gekennzeichnet wird. Der Bun- 
destag lehnt allerdings die von der Kommission 
beabsichtigte Anhebung des zulässigen Gesamt- 
gewichts für Lkw von zur Zeit 40 t auf 44 t und die 
Ausdehnung der Fahrzeugbreiten von 2 500 mm 
auf 2 550 mm ab. 

1. Gemeinsames Ziel der deutschen Verkehrs- 
politik ist die Steigerung des Anteils des Schie- 
nenverkehrs, dessen Transportanteil in der Ver- 
gangenheit rückläufig war. Eine Anhebung der 
zulässigen Gesamtgewichte im grenzüber- 
schreitenden Verkehr bedeutet gerade für 
Ferntransporte eine erhebliche Attraktivitäts- 
steigerung des Straßengüterverkehrs zum 
Nachteil des Schienenverkehrs, die nicht 
akzeptiert werden kann. 

Die offenen Grenzen innerhalb Europas ma- 
chen Deutschland zum Haupttransitland. Alle 
Prognosen gehen bereits gegenwärtig von 
einem drastischen Zuwachs des Lkw-Verkehrs 
aus. Eine Erhöhung der zulässigen Gesamtge- 
wichte würde zu einem weiteren Anstieg des 
internationalen Lkw-Verkehrs führen. 

Im Hinblick auf die erheblichen negativen 
Auswirkungen für den Straßenbau sowie den 
Schienenverkehr sollte die Bundesregierung 
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um eine 
Anhebung der zulässigen Gesamtgewichte für 
Lkw von zur Zeit 40 t auf 44 t zu verhindern. Es 
kann nicht hingenommen werden, daß ständig 
weitere Erhöhungen der Gesamtgewichte zu- 
gelassen werden. Die letzte Anhebung von 38 t 
auf 40 t liegt nur wenige Jahre zurück. Die 
damalige Entscheidung stand unter dem 
Zwang, in Europa einheitliche zulässige Maße 
und Gewichte für den Straßenverkehr zu errei- 
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chen. Diese Umstellung löste bei den Straßen- 
bauverwaltungen der Länder einen erhebli- 
chen Verwaltungs- und Finanzierungsaufwand 
aus. So erforderte die Anhebung auf 40 1 
Gesamtgewicht die Nachrechnung einer gro- 
ßen Anzahl von Brücken und öffentlichen Stra- 
ßen. Infolge dieser Nachrechnungen mußten 
Sperrungen einzelner Straßenzüge für be- 
stimmte Gesamtgewichte vorgenommen wer- 
den. Sofern das Gesamtgewicht von 40 t auf 
44 t angehoben würde, ergäben sich noch 
wesentlich größere Probleme. 

Aus ordnungspolitischen und straßenbaupoliti- 
schen Gründen sowie aus Gründen der Ver- 
kehrssicherheit kann eine solche Entwicklung 
nach Auffassung des Bundestages nicht hinge- 
nommen werden. 

2. Der Bundestag sieht auch die in dem Richtli- 
nienvorschlag vorgesehene Vergrößerung der 
Fahrzeugbreiten von 2 500 mm auf 2 550 mm 
im Zusammenhang mit den Bemühungen der 
Kommission, letztendlich eine Fahrzeugbreite 
von 2 600 mm zuzulassen; dadurch soll in 
Kühlfahrzeugen die Verwendung der inter- 
national eingesetzten Standardpaletten von 
1 200 mm Breite ermöglicht und in diesem 
Bereich eine Wettbewerbsanpassung herbei- 
geführt werden. Dies entspricht auch den lang- 
fristigen Bestrebungen der Internationalen 
Normungsorganisation (ISO). 

Diese Bestrebungen, unter Verwendung von 

1 200 mm breiten Normpaletten durch den 
Transport von zwei Paletten nebeneinander 
eine optimale Ausnutzung von Lastkraftwagen 
und Containern zu erreichen, haben hinter den 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen zurückzu- 
stehen, die eine Fahrzeugverbreiterung auf 

2 500 mm bzw. 2 600 mm auf das Straßennetz 
hätte, zumal eine solche Fahrzeugverbreite- 
rung sich dann nicht mehr auf Kühl- und 
Containerfahrzeuge beschränken ließe. 

Der Bundestag weist darauf hin, 

— daß das Straßennetz seit Jahrzehnten auf 
eine Fahrzeugbreite von 2 500 mm ausge- 
legt ist und seit einigen Jahren Bestrebun- 
gen zunehmen, aus umweltpolitischen 
Gründen Straßenflächen zu reduzieren und 
überbreite Straßen auf möglichst geringe 
Querschnitte zurückzubauen; 


— daß die in den vergangenen Jahren sprung- 
haft gestiegene Verwendung von Contai- 
nern mit Innenmaßen von ca. 2 300 mm 
beweist, daß der Gütertransport in solchen, 
nicht palettengerechten Containern gleich- 
wohl wirtschaftlich zumutbar ist; 

— daß von der Wirtschaft erwartet werden 
muß. Normen und Lösungen für Transport- 
systeme zu finden, die sich im Rahmen der 
geltenden Fahrzeugbreite bewegen, anstatt 
für mobile Ladeeinheiten wie beispiels- 
weise Paletten Normen festzulegen, mit 
denen dann Forderungen nach Verbreite- 
rung von Fahrzeugmaßen begründet wer- 
den unter Hinweis darauf, daß sonst eine 
wirtschaftliche Ausnutzung der Fahrzeuge 
und Transportgefäße nicht möglich sei. 

Der Bundestag fordert die Bundesregierung 

auf, 

— bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
eine Änderung der Richtlinie 85/3/EWG 
abzulehnen und sich dafür einzusetzen, 
daß die derzeitige Fahrzeugbreite von 
2 500 mm langfristig erhalten bleibt; 

— in den entsprechenden Gremien der EG zu 
fordern, daß sich die EG dafür einsetzt, daß 
bei der Schaffung einer neuen ISO-Contai- 
ner-Norm eine Breite von 2 500 mm nicht 
überschritten wird; 

— auf die Vertreter der deutschen Wirtschaftin 
den zuständigen Gremien der Interna- 
tionalen Normungsorganisation (ISO) ein- 
zuwirken, Normbreiten von mehr als 
2 500 mm für Container nicht zuzustimmen; 

— im Hinblick auf die Sicherung der Wettbe- 
werbsfähigkeit des deutschen Transportge- 
werbes und der deutschen Seehäfen den 
anderen Mitgliedstaaten zu verdeutlichen, 
daß für ausländische Lastkraftfahrzeuge, 
die aufgrund nationaler Regelungen breiter 
als 2 500 mm sind — von echten Großraum- 
transporten abgesehen — , keine Ausnah- 
men zum Befahren des deutschen Straßen- 
netzes gewährt werden. ** 

Der Antrag der Fraktion der SPD ist mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die- 
jenigen der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste bei Abwesenheit der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN abgeiehnt worden. 


Bonn, den 20. Mai 1994 


Dr. Rolf Niese 

Berichterstatter 
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